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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN

Richtlinie 
des Ministeriums für Landwirtschaft, Umwelt 

und Klimaschutz des Landes Brandenburg
zur Gewährung von Zuwendungen 

für die Förderung 
forstwirtschaftlicher Zusammenschlüsse

(MLUK-Forst-RL-FWZ)

Vom 1. Januar 2022

1	 Zuwendungszweck und Rechtsgrundlage

1.1	 Das Land gewährt auf der Grundlage des Rahmenplans 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruk-
tur und des Küstenschutzes“ (GAK), Förderbereich 5: 
Forsten, Maßnahmengruppe C - Forstwirtschaftliche Zu-
sammenschlüsse in der jeweils geltenden Fassung, nach 
Maßgabe dieser Richtlinie und der Verwaltungsvor-
schriften zu § 44 der Landeshaushaltsordnung (LHO) 
Zuwendungen zur Förderung von Maßnahmen der nach-
haltigen Bewirtschaftung bewaldeter Flächen gemäß je-
weils genannter Rechtsgrundlage für forstwirtschaftliche 
Zusammenschlüsse (FWZ). Die nach dieser Richtlinie 
gewährten Förderungen erfüllen die Voraussetzungen 
der De-minimis-Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 vom 
18. Dezember 2013 (ABl. L 352 vom 24.12.2013, S. 1) 
in der jeweils geltenden Fassung.

1.2	 Ziel der Förderung

	 Das Ziel der Förderung ist die Entwicklung eigenstän-
diger, selbstständig wirtschaftender, für neue Mitglie-
der und neue Geschäftsfelder offener forstwirtschaft
licher Zusammenschlüsse. Das Erreichen einer stabilen 
Marktposition zur Umsatzsteigerung, die Vermarktung 
von Holz sowie eine nachhaltige ökologische Waldbe-
wirtschaftung und -verjüngung sind wichtige Aufgaben 
der forstwirtschaftlichen Zusammenschlüsse. Die För-
derung dient dazu, ein eigenständiges und professionel-
les Tätigwerden der forstwirtschaftlichen Zusammen-
schlüsse besonders unter Einbindung des Kleinprivat-
waldes zu entwickeln.

1.3	 Gleichstellung von Frauen und Männern

	 Personen- und Funktionsbezeichnungen gelten in die-
ser Richtlinie jeweils in weiblicher und männlicher 
Form.

1.4	 Nachhaltigkeit der Förderung

	 Mit dieser Förderung werden anerkannte forstwirt-
schaftliche Zusammenschlüsse unterstützt, Ziele der 

nachhaltigen Waldbewirtschaftung sowie Ziele des 
Umweltschutzes verfolgt.

1.5	 Anspruch des Antragstellers

	 Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewährung der 
Zuwendung besteht nicht. Vielmehr entscheidet die Be-
willigungsbehörde aufgrund ihres pflichtgemäßen Er-
messens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.

2	 Gegenstand der Förderung

2.1	 Geschäftsführung des forstwirtschaftlichen Zusammen-
schlusses und Unterstützung der Mitglieder im Rahmen 
der satzungsgemäßen Aufgaben.

2.2	 Zusammenfassung des Holzangebotes

2.2.1	 Eigenständige, überbetriebliche Zusammenfassung des 
Holzangebotes durch Forstbetriebsgemeinschaften oder 
forstwirtschaftliche Vereinigungen.

2.2.2	 Eigenständige Koordinierung des Holzabsatzes durch 
forstwirtschaftliche Vereinigungen.

2.3	 Mitgliederinformation und -aktivierung

	 Aufwendungen für Maßnahmen zur fachlichen Infor-
mation und Aktivierung der Mitglieder beziehungswei-
se Mitgliederwerbung mit Hilfe von Druckerzeugnis-
sen, digitalen Medien und Informationsveranstaltun-
gen. Dazu gehören:

2.3.1	 Erstellung und Gestaltung einer Homepage des forst-
wirtschaftlichen Zusammenschlusses. 

2.3.2	 Erstellung und Produktion von Druckerzeugnissen, die 
der Information und Aktivierung von Mitgliedern für 
den Zusammenschluss dienen.

2.3.3	 Informationsveranstaltungen.

2.4	 Waldpflegeverträge

	 Die entgeltliche vertragliche Übernahme der Verwal-
tung von Mitgliedsflächen zur sachgemäßen und nach-
haltigen forstlichen Bewirtschaftung sowie zur Über-
windung der strukturbedingten Bewirtschaftungs-
hemmnisse im Privat- und Körperschaftswald im Land 
Brandenburg. Hierzu zählen die Vorbereitung, der Ab-
schluss, die Organisation, die Erfüllung und die Ver-
waltung von Dienstleistungsverträgen einschließlich 
der betriebsbezogenen Beratung durch forstfachlich 
ausgebildetes Personal.
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2.5	 Von der Förderung gemäß Nummer 2.1 (Geschäftsfüh-
rung) sind ausgeschlossen:

2.5.1	 Abschreibungen für Investitionen, Kreditbeschaffungs-
kosten, Pachten, Erbbauzinsen und vergleichbare Auf-
wendungen.

2.5.2	 Kosten, die unmittelbar die Erzeugung betreffen (Holz
ernte, Holzbringung, Lagerung von Holz und Gewin-
nung sonstiger Forsterzeugnisse), und sonstige nicht zur 
Verwaltung und zur Beratung gehörende Betriebsaus-
gaben.

2.5.3	 Die anteiligen Kosten angegliederter Forstbetriebe des 
Bundes und der Länder sowie nichtländlicher Gemein-
den. Als Maßstab gilt die Mitgliedsfläche.

2.5.4	 Aufwendungen für Mitgliedsflächen in anderen Bun-
desländern.

2.5.5	 Die Aufgabenerfüllung durch Dritte, einschließlich 
durch öffentliche Verwaltungen oder Betreuungsorga-
nisationen.

2.6	 Von der Förderung gemäß Nummer 2.2 (Zusammenfas-
sung des Holzangebotes) sind ausgeschlossen:

2.6.1	 Die Zusammenfassung des Holzaufkommens angeglie-
derter Forstbetriebe des Bundes und der Länder. Als 
Maßstab gilt die Mitgliedsfläche.

2.6.2	 Die Zusammenfassung des Holzaufkommens aus Mit-
gliedsflächen in anderen Bundesländern.

2.6.3	 Die Aufgabenerfüllung durch Dritte, einschließlich 
durch öffentliche Verwaltungen oder Betreuungsorga-
nisationen.

2.7	 Von der Förderung gemäß Nummer 2.3 (Mitglieder
information und -aktivierung) sind ausgeschlossen:

	 Aufwendungen für Mitgliedsflächen in anderen Bun-
desländern.

2.8	 Von der Förderung gemäß Nummer 2.4 (Waldpflege-
verträge) sind ausgeschlossen:

2.8.1	 Maßnahmen auf Waldflächen, die außerhalb des Lan-
des Brandenburg liegen.

2.8.2	 Waldpflegeverträge für Waldflächen von Mitgliedern 
mit Eigentum von mehr als 200 Hektar eingebrachter 
Flächen in der betreuenden Forstbetriebsgemeinschaft.

2.8.3	 Die Aufgabenerfüllung durch öffentliche Verwaltungen 
oder Betreuungsorganisationen.

3	 Zuwendungsempfängerin/Zuwendungsempfänger

	 Anerkannte forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse im 
Sinne des § 18 und des § 37 des Gesetzes zur Erhaltung 
des Waldes und zur Förderung der Forstwirtschaft 
(Bundeswaldgesetz - BWaldG) vom 2. Mai 1975 in 
Verbindung mit § 29 des Waldgesetzes des Landes 
Brandenburg (LWaldG) vom 20. April 2004 in der je-
weils geltenden Fassung.

4	 Zuwendungsvoraussetzungen

4.1	 Zur Geschäftsführung gemäß Nummer 2.1

	 Ausgaben für die Geschäftsführung gemäß Nummer 2.1 
können nur den forstwirtschaftlichen Zusammenschlüs-
sen gewährt werden, die ab 2007 bis Ende 2013 erstma-
lig eine bewilligte Förderung für die Ausgaben der Ge-
schäftsführung zu den nachstehenden Konditionen und 
Förderbedingungen erhalten haben. Diese Förderung 
kann ab Erstbewilligung bis zum Ende des jeweils be-
reits begonnenen zehnjährigen Förderzeitraumes unter 
Beibehaltung nachstehender Fördervoraussetzungen ge-
mäß den Nummern 4.1.1 und 4.1.2 gewährt werden.

4.1.1	 Mitgliedsfläche:	 mindestens 800 Hektar

4.1.2	 Mitgliederzahl:	 mindestens 100 Mitglieder

4.1.3	 Davon abweichend kann die Förderung für weitere zehn 
Jahre fortgesetzt werden, sofern der forstwirtschaft
liche Zusammenschluss zu mindestens 50 Prozent der 
Anzahl der Mitglieder aus Waldbesitzern mit weniger 
als 20 Hektar besteht. Der Nachweis hierzu ist jährlich 
zu aktualisieren.

4.2	 Zur Zusammenfassung Holzangebot gemäß Nummer 2.2

	 Die Förderung kann ab Erstbewilligung (beginnend mit 
der Holzmobilisierung ab 2011) bis zum Ende des je-
weils bereits begonnenen zehnjährigen Förderzeitraumes 
unter Beibehaltung der nachstehenden Voraussetzun-
gen gewährt werden. Davon abweichend kann die För-
derung für weitere zehn Jahre fortgesetzt werden, so-
fern der forstwirtschaftliche Zusammenschluss zu min-
destens 50 Prozent der Anzahl der Mitglieder aus Wald-
besitzern mit weniger als 20 Hektar besteht. Der Nach-
weis hierzu ist jährlich zu aktualisieren.

4.2.1	 Die Mindestvermarktungsmenge beträgt 0,5 Erntefest-
meter Holzeinschlag je Hektar Mitgliedsfläche und 
Jahr.

4.2.2	 Förderfähig ist ausschließlich die Holzmenge, die für 
die Mitglieder des forstwirtschaftlichen Zusammen-
schlusses vermarktet wird.
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	 Vorhaben werden nur bei Anstellung von forstfachlich 
ausgebildetem Personal gefördert. Das sind Forsttech-
niker sowie Absolventen der forstwirtschaftlichen und 
der forstwissenschaftlichen Ausbildungsstätten.

4.3	 Zur Mitgliederinformation und -aktivierung gemäß 
Nummer 2.3

4.3.1	 Förderfähig sind ausschließlich ordentliche Mitglieder, 
deren Mitgliedschaft im Kalenderjahr besteht.

4.3.2	 Die Mindestanforderungen hinsichtlich Umfang, Inhalt 
und Gestaltung der Medien werden im Fragenkatalog 
im Internetauftritt des Landesbetriebes Forst Branden-
burg veröffentlicht.

4.3.3	 Förderfähig sind bis zu zwei Informationsveranstaltun-
gen pro Jahr.

4.4	 Zu Waldpflegeverträge gemäß Nummer 2.4

4.4.1	 Der Abschluss des entgeltlichen Waldpflegevertrages 
zwischen Mitglied und betreuender Forstbetriebsge-
meinschaft bedarf der Schriftform, mit einer Geltungs-
dauer von mindestens drei zusammenhängenden Jahren. 
Eine Förderung wird nur gewährt, wenn der Waldpflege-
vertrag für das Kalenderjahr (1. Januar bis 31. Dezember) 
besteht. Im Waldpflegevertrag ist eine Revisionsklausel 
aufzunehmen, damit sichergestellt wird, dass der Vertrag 
erst mit der Bewilligung der Zuwendung gültig wird. 

4.4.2	 Der Abschluss von Waldpflegeverträgen zwischen den 
Vertragsparteien Forstbetriebsgemeinschaft (FBG) und 
FBG-Mitglied ist nur für die vom Mitglied eingebrach-
ten Flächen förderfähig. Das setzt voraus, dass das Mit-
glied der aktuelle Waldflächeneigentümer ist oder sonst 
rechtmäßig über das vertragsgegenständliche Flurstück 
verfügt.

4.4.3	 Der Abschluss von Verträgen, in denen ein Rücktritts-
recht des Zuwendungsempfängers für den Fall der 
Nichtbewilligung der beantragten Zuwendung verein-
bart ist oder die unter einer auflösenden Bedingung ge-
schlossen werden, begründet keinen förderschädlichen 
vorzeitigen Vorhabenbeginn. 

4.4.4	 Der Waldpflegevertrag hat mindestens die Aufgaben 
der Verkehrssicherung, des Waldschutzes und die Er-
stellung eines jährlichen Maßnahmenplans zu enthal-
ten.

4.4.5	 Die Führung und Vorlage eines elektronischen Mitglie-
derverzeichnisses ist obligatorisch.

4.4.6	 Waldpflegeverträge werden nur bei Anstellung von 
forstfachlich ausgebildetem Personal gefördert. Zum 
forstfachlich ausgebildeten Personal zählen Forsttech-
niker sowie Absolventen der forstwirtschaftlichen und 
der forstwissenschaftlichen Ausbildungsstätten. Sofern 
ein Dritter die Waldpflegeverträge umsetzt, gelten die 
Ansprüche an die Ausbildung analog.

4.4.7	 Je Mitglied ist nur ein Vertrag förderfähig.

4.4.8	 Die Förderung von Waldpflegeverträgen kann unter der 
Voraussetzung entsprechender Richtlinien für einen 
Zeitraum von maximal zehn Jahren in Anspruch genom-
men werden. Beginn der Laufzeit ist der erste Antrag.

4.5	 Vorhaben gemäß den Nummern 2.1 bis 2.4

4.5.1	 Für (alle) Maßnahmen gemäß Nummer 2 ist die Vorlage 
einer Teilnahmebestätigung am Testbetriebsnetz forst-
wirtschaftlicher Zusammenschlüsse und des Kleinpri-
vatwaldes in Brandenburg (TBN Forst-BB) erforderlich.

4.5.2	 Die Förderung der Maßnahmen gemäß Nummer 2 erfolgt 
unter Beachtung der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 
vom 18. Dezember 2013 („de-minimis“-Beihilfen) über 
die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union - AEUV. 
Danach dürfen die im Rahmen der „de-minimis“-Beihil-
fen gewährten Zuwendungen 200 000 Euro innerhalb ei-
nes Zeitraumes von drei Steuerjahren je Zuwendungs-
empfänger nicht überschreiten. Maßstab ist dabei der 
Zeitpunkt der Bewilligung. Ausgenommen von der För-
derung sind Zuwendungen im Anwendungsbereich des 
Artikels 1 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 
(Ausnahmen zum Geltungsbereich der Verordnung).

5	 Bemessungsgrundlage/Art und Höhe der Zuwen-
dung

5.1	 Zuwendungsart:	 Projektförderung

5.2	 Finanzierungsart:	� Anteilfinanzierung für Num-
mer 2.1;

		�  Festbetragsfinanzierung für 
die Nummern 2.2 bis 2.4

5.3	 Form der Zuwendung:	 Zuschuss

5.4	 Bagatellgrenze:	

	 Zuwendungshöhe

-	 2 500 Euro je Antrag für Anträge gemäß Nummer 2.1
- 	 1 000 Euro für Anträge gemäß Nummer 2.2
- 	 500 Euro für Anträge gemäß den Nummern 2.3  

und 2.4

5.5	 Bemessungsgrundlage/Höhe der Zuwendung:

5.5.1	 Geschäftsführung

5.5.1.1	 Förderfähig sind angemessene projektbezogene Ausga-
ben zur Umsetzung von Maßnahmen gemäß Num- 
mer 2.1. Dazu gehören:

-	 Personalkosten,
-	 Reisekosten,
-	 Geschäftskosten einschließlich Büroeinrichtung, 

Büromaschinen und -geräte,
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-	 Versicherungskosten, soweit das zu versichernde 
Risiko unmittelbar den forstwirtschaftlichen Zu-
sammenschluss betrifft,

-	 Kosten für die Fortbildung einschließlich der Be-
schaffung von Lehrmitteln,

-	 Kosten, die in Verbindung mit der Zusammenfas-
sung des Holzangebotes stehen.

5.5.1.2	 Der Fördersatz beträgt:

Jahre nach Anerkennung  
bzw. Fusion

Fördersatz  
zu den förderfähigen 

Ausgaben
bis 4 60 %
5 bis 7 50 %
8 und mehr (maximal 20) 40 %

5.5.1.3	 Der Förderbetrag für Ausgaben der Geschäftsführung 
gemäß Nummer 2.1 beträgt maximal 40 000 Euro je Jahr.

5.5.2	 Zusammenfassung Holzangebot

5.5.2.1	 Der Zuschuss für die förderfähigen Aufwendungen zur 
Umsetzung der Maßnahme der überbetrieblichen Holz-
vermarktung gemäß Nummer 2.2.1 beträgt zwei Euro 
je Festmeter.

5.5.2.2	 Der Zuschuss für die Maßnahmen gemäß Num- 
mer 2.2.2, die der Vorbereitung, dem Abschluss und der 
Erfüllung von Rahmenverträgen im Auftrag der Mit-
glieder dienen, beträgt 0,20 Euro je Festmeter.

5.5.2.3	 Der Förderbetrag kann für die jeweilige Holzmenge nur 
einmal beantragt werden. Nicht in Festmeter verkaufte 
Hölzer werden in Festmeter umgerechnet. Für Kurz-
holz (Raummeter) gilt der Faktor 0,70, für Waldhack-
gut (Schüttraummeter) der Faktor 0,40 und für nach 
Gewicht vermarktetes Holz der Faktor 1,5 je Tonne (atro). 
Weitere Sortimente, zum Beispiel Stangen, werden nicht 
mitgerechnet.

5.5.2.4	 Die Gesamtzuwendung gemäß Nummer 2.2 darf 
50 000 Euro für Forstbetriebsgemeinschaften und 
80 000 Euro für forstwirtschaftliche Vereinigungen je 
Geschäftsjahr des forstwirtschaftlichen Zusammen-
schlusses nicht überschreiten (Kappungsgrenze). Die 
Zuwendungsgrenze bezieht sich hierbei auf die Holz-
menge des Geschäftsjahres.

5.5.3	 Mitgliederinformation und -aktivierung

5.5.3.1	 Die Bemessung des Zuwendungshöchstbetrages für 
Maßnahmen gemäß Nummer 2.3 richtet sich nach der 
Anzahl der Mitglieder des forstwirtschaftlichen Zu-
sammenschlusses und wird mit nachstehenden maß-
nahmenbezogenen Pauschalsätzen je Mitglied und Jahr 
gefördert (Stichtag 31. Dezember des Vorjahres):

-	 Der förderfähige Zuschuss beträgt für Neumitglie-
der im ersten Jahr 50 Euro.

-	 Der förderfähige Zuschuss für die anderen Mitglieder 
beträgt 10 Euro je ordentliches Mitglied und Jahr.

5.5.3.2	 Der maximale Förderbetrag für digitale Aktionen und 
Druckerzeugnisse gemäß den Nummern 2.3.1 und 2.3.2 
beträgt jeweils 5 000 Euro pro Jahr und forstwirtschaft-
lichen Zusammenschluss.

5.5.3.3	 Die förderfähigen Kosten für Informationsveranstal-
tungen gemäß Nummer 2.3.3 werden bis zu einem Ma-
ximalbetrag von 2 000 Euro pro Veranstaltung bezu-
schusst.

5.5.4	 Waldpflegeverträge

	 Gefördert werden die Aufwendungen für Vorhaben ge-
mäß Nummer 2.4 der Richtlinie mit einem Festbetrag je 
Hektar Vertragsfläche und Jahr.

	 Die Höhe der Zuwendung nach Nummer 2.4 beträgt in 
Abhängigkeit des Flächenumfanges der Waldpflegever-
träge je Vertrag und Jahr beziehungsweise je Hektar 
und Jahr:

bis 2 Hektar 120 Euro pro Vertrag
mehr als 2 bis 50 Hektar 60 Euro pro Hektar
mehr als 50 bis 100 Hektar 30 Euro pro Hektar
mehr als 100 bis 200 Hektar 15 Euro pro Hektar

5.5.5	 Die förderfähigen Kosten vermindern sich um zweck-
gebundene finanzielle Mittel/Leistungen Dritter.

5.5.6	 Die Zuwendung darf die tatsächlich entstandenen för-
derfähigen Kosten nicht übersteigen.

5.5.7	 Die Mehrwertsteuer ist förderfähig für den Fall, dass 
der Zuwendungsempfänger nicht vorsteuerabzugsbe-
rechtigt ist.

5.5.8	 In Bezug auf die Anwendung der vergaberechtlichen 
Vorschriften gelten die einschlägigen Festlegungen in 
den Allgemeinen Nebenbestimmungen gemäß § 44 
LHO.

6	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1	 Bei der Festsetzung von Reisekosten ist das Bundes
reisekostengesetz (BRKG) vom 26. Mai 2005 (BGBl. I 
S. 1418) in der jeweils geltenden Fassung maßgebend.

6.2	 Vorhaben innerhalb eines Maßnahmenbereiches kön-
nen in einem Antrag zusammengefasst werden.

6.3	 Der Bundesrechnungshof, der Landesrechnungshof, 
das Fachministerium, die Verwaltungsbehörde ELER 
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sowie deren beauftragte Dritte und alle an der Förde-
rung beteiligten öffentlichen Mittelgeber sind berech-
tigt, bei dem Zuwendungsempfänger beziehungsweise 
wenn Mittel an Dritte weitergeleitet wurden, auch bei 
diesen zu prüfen.

6.4	 Eine zeitgleiche Förderung eines forstwirtschaftlichen 
Zusammenschlusses gemäß den Nummern 2.1 (Ge-
schäftsführung) und 2.2 (Zusammenfassung des Holz
angebotes) ist nicht möglich. Ein einmaliger Wechsel 
von Maßnahmen gemäß Nummer 2.1 zu Maßnahmen 
gemäß Nummer 2.2 ist möglich, wenn die maximale 
zehnjährige Laufzeit damit nicht verlängert wird. Die 
Kombination des Fördergegenstandes gemäß Num- 
mer 2.3 (Mitgliederinformation) mit dem Fördergegen-
stand gemäß der Nummer 2.1 oder 2.2 ist möglich. Die 
Kombination des Fördergegenstandes gemäß Num- 
mer 2.4 (Waldpflegevertrag) mit dem Fördergegenstand 
gemäß der Nummer 2.1 oder 2.2 ist möglich.

7	 Verfahren

7.1	 Antragsverfahren

	 Anträge sind schriftlich, vollständig und formgebunden 
postalisch bei der Bewilligungsbehörde zu stellen. Für 
Anträge gemäß den Nummern 2.1 bis 2.3 kann dabei 
der früheste Beginn des Durchführungszeitraumes das 
Datum des Posteingangs des Antrages sein. Für Vorha-
ben mit einem Durchführungszeitraum im nachfolgen-
den Haushaltsjahr sind die Anträge bis spätestens  
30. September einzureichen. Dies gilt insbesondere für 
Anträge gemäß Nummer 2.4, da hier der Durchfüh-
rungszeitraum immer auf das Kalenderjahr gerichtet 
ist.

7.2	 Bewilligungsverfahren

	 Bewilligungsbehörde ist der Landesbetrieb Forst Bran-
denburg.

7.3	 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren

7.3.1	 Die Auszahlungsanträge sind formgebunden bis spätes-
tens 31. Oktober an die Bewilligungsbehörde zu stel-
len.

7.3.2	 Die Auszahlung der Fördermittel erfolgt für Num- 
mer 2.1 im Vorschussprinzip gemäß Nummer 7.2 VV 
zu § 44 LHO nach Vorlage des Auszahlungsantrages.

7.3.3	 Die Auszahlung der Fördermittel gemäß den Num-
mern 2.2 bis 2.4 erfolgt im Wege der Erstattung. Mit dem 
Auszahlungsantrag gemäß den Nummern 2.2 und 2.3  
hat der Zuwendungsempfänger eine Übersicht über die 
bezahlten Rechnungen einschließlich der Originalbele-
ge und der Zahlungsbelege sowie eine Dokumentation 
der Auftragsvergabe einzureichen. Mit dem Auszah-
lungsantrag gemäß Nummer 2.4 ist eine Kopie des 
Waldpflegevertrages beizufügen.

7.3.4	 Die Auszahlung eines letzten Teilbetrages in Höhe von 
mindestens 10 Prozent beziehungsweise des Einmal
betrages der bewilligten Zuwendungssumme für Maß-
nahmen gemäß den Nummern 2.1 bis 2.4 erfolgt erst 
nach abschließender Prüfung des Verwendungsnach-
weises (Nummer 5.3.6 VV zu § 44 LHO in Verbindung 
mit Nummer 6 der Allgemeinen Nebenbestimmungen 
für Zuwendungen zur Projektförderung [ANBest-P]).

7.4	 Verwendungsnachweisverfahren

	 Der Verwendungsnachweis ist gegenüber der Bewilli-
gungsbehörde gemäß den Nummern 6 und 7 ANBest-P 
zu erbringen.

7.5	 Zu beachtende Vorschriften und Regelungen

	 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis, die Prüfung der 
Verwendung, die gegebenenfalls erforderliche Aufhe-
bung des Zuwendungsbescheides und die Rückforde-
rung der gewährten Zuwendung gelten die VV zu § 44 
LHO, soweit nicht in dieser Richtlinie Abweichungen 
zugelassen sind.

8	 Geltungsdauer

	 Diese Richtlinie tritt am 1. Januar 2022 in Kraft und gilt 
bis zum 31. Dezember 2023.

Abberufung des Landeswahlleiters
für Europa-, Bundestags- und Landtagswahlen und 

Ernennung eines neuen Landeswahlleiters 
für Europa-, Bundestags- und Landtagswahlen

Bekanntmachung 
des Ministeriums des Innern und für Kommunales

Vom 18. Januar 2022

Die Landesregierung Brandenburg hat am 14. Dezember 2021 
beschlossen,

Herrn Bruno Küpper, Polizeipräsident a. D., als Landeswahl-
leiter für Europa-, Bundestags- und Landtagswahlen abzuberufen 

und 

Herrn Dr. Herbert Trimbach, Ministerialdirigent a. D., gemäß 
§§ 4 und 5 Absatz 1 des Europawahlgesetzes (EuWG) in Ver-
bindung mit § 9 Absatz 1 des Bundeswahlgesetzes (BWG), ge-
mäß § 9 Absatz 1 BWG sowie gemäß § 11 Absatz 1 des Bran-
denburgischen Landeswahlgesetzes (BbgLWahlG) als Landes-
wahlleiter für Europa-, Bundestags- und Landtagswahlen zu 
ernennen. 

Das Präsidium des Landtages Brandenburg hat in seiner Sit-
zung am 12. Januar 2022, soweit Landtagswahlen betroffen 
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sind, gemäß § 11 Absatz 1 Satz 3 BbgLWahlG der Abberufung 
von Herrn Bruno Küpper als Landeswahlleiter und der Ernen-
nung von Herrn Dr. Herbert Trimbach als Landeswahlleiter zu-
gestimmt.

Der Landeswahlleiter Herr Dr. Herbert Trimbach ist wie folgt 
erreichbar:

Postanschrift:	 Postfach 60 11 65 in 14411 Potsdam
Hausanschrift:	� Henning-von-Tresckow-Straße 9 - 13 in 

14467 Potsdam
Fernsprecher:	 0331 866-2900
Telefax:	 0331 866-2202
E-Mail-Adresse:	 landeswahlleiter@mik.brandenburg.de
Internet:	 https://wahlen.brandenburg.de

Berufung einer Ersatzperson
aus der Landesliste der Partei

Alternative für Deutschland (AfD)

Bekanntmachung des Landeswahlleiters
Vom 17. Januar 2022

Gemäß § 43 Absatz 5 Satz 2 des Brandenburgischen Landeswahl-
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Januar 
2004 (GVBl. I S. 30), das zuletzt durch Gesetz vom 12. Februar 
2019 (GVBl. I Nr. 1) geändert worden ist, wird folgende Feststel-
lung des Landeswahlleiters bekannt gegeben:

Auf der Grundlage von § 43 Absatz 5 Satz 1 in Verbindung mit 
§ 43 Absatz 1 und 3 des Brandenburgischen Landeswahlgeset-
zes wurde festgestellt, dass Frau Dr. Daniela Oeynhausen auf 
der Landesliste der Partei Alternative für Deutschland die 
nächste noch nicht für gewählt erklärte und zu berücksichtigen-
de Ersatzperson im Sinne des § 43 Absatz 1 und 3 des Branden-
burgischen Landeswahlgesetzes ist, auf welche der Sitz des am 
30. Dezember 2021 verstorbenen Abgeordneten Herrn Franz 
Wiese übergeht.

Frau Dr. Daniela Oeynhausen hat die Mitgliedschaft im 7. Land-
tag Brandenburg durch schriftliche Erklärung form- und fristge-
recht mit Wirkung vom 12. Januar 2022 angenommen.

Errichtung und Betrieb einer Windkraftanlage 
in 16259 Beiersdorf-Freudenberg OT Freudenberg

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 1. Februar 2022

Die Firma Green Wind Energy GmbH, Alt-Moabit 60 a in 
10555 Berlin, beantragt die Genehmigung nach § 4 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), in 16259 Beiersdorf-
Freudenberg auf dem Grundstück in der Gemarkung Freuden-

berg, Flur 5, Flurstück 80 eine Windkraftanlage (WKA) vom 
Typ VESTAS V150 - 5,6 MW zu errichten und zu betreiben.

Die Windkraftanlage vom Typ VESTAS V150 - 5,6 MW mit 
drei Rotorblättern hat eine Nabenhöhe von 169 m, einen Rotor-
durchmesser von 150 m und damit eine Gesamthöhe von 244 m. 
Die elektrische Leistung beträgt 5,6 MW. Zur Windkraftanlage 
gehören Getriebe, Maschinenhaus, Hybrid-Beton-Turm, Fun-
dament, Zuwegung und Kranstellfläche. Für das Vorhaben ist 
eine Waldumwandlung erforderlich.

Es handelt sich um eine Anlage der Nummer 1.6.2 V des An-
hangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen 
(4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben nach Nummer 1.6.2 A 
der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVPG). 

Für das Vorhaben wird eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVP) durchgeführt.

Die Inbetriebnahme der Anlage ist für das vierte Quartal 2022 
vorgesehen.

Auslegung

Die Auslegung des Genehmigungsantrags sowie der dazugehö-
rigen erforderlichen Unterlagen wird gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 
des Gesetzes zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- 
und Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pande-
mie (Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) durch eine Ver-
öffentlichung dieser Unterlagen im Internet ersetzt.

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehörigen erforder
lichen Unterlagen und die bereits im Genehmigungsverfahren 
vorliegenden abschließenden Stellungnahmen werden einen 
Monat vom 9. Februar 2022 bis einschließlich 8. März 2022 
im zentralen UVP-Portal des Landes Brandenburg https://www.
uvp-verbund.de veröffentlicht (§ 3 Absatz 2 Satz 1 des Plan
sicherstellungsgesetzes - PlanSiG).

Die veröffentlichten Unterlagen enthalten die Untersuchungen 
zur Prüfung der Umweltverträglichkeit des Vorhabens, insbe-
sondere Prognosen zu Schallimmissionen und Schattenwurf, 
das naturschutzfachliche Eingriffsgutachten einschließlich einer 
artenschutzrechtlichen Betrachtung sowie eine Kurzbeschrei-
bung mit allgemein verständlicher Zusammenfassung der An-
gaben zum Standort, zum Vorhaben und zu den zu erwartenden 
Umweltauswirkungen.

Darüber hinaus werden im oben genannten Zeitraum die ge-
nannten Unterlagen

-	 im Landesamt für Umwelt, Abteilung Technischer Umwelt-
schutz 1, Genehmigungsverfahrensstelle Süd, Von-Schön-
Straße 7, Zimmer 4.27 in 03050 Cottbus und

-	 im Amt Falkenberg-Höhe, Bauamt, Karl-Marx-Straße 2, 
16259 Falkenberg

ausgelegt und können dort während der Dienststunden von je-
dermann eingesehen werden.
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Hinweis: Aufgrund der aktuellen COVID-19-Pandemie ist zur 
Einhaltung der gesetzlich geforderten Schutzmaßnahmen für 
die Einsichtnahme in die ausgelegten Unterlagen eine vorheri-
ge Anmeldung 

-	 im Landesamt für Umwelt 
	 unter der Telefonnummer: 0355 4991-1421 oder 
	 per E-Mail: t12@lfu.brandenburg.de und 
-	 im Bauamt Falkenberg-Höhe in Falkenberg 
	 unter der Telefonnummer: 033458-64612 oder 
	 per E-Mail: bauamt@amt-fahoe.de

notwendig.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Ein-
wendungsfrist vom 9. Februar 2022 bis einschließlich 8. April 
2022 unter Angabe der Vorhaben-ID Süd-G00720 schriftlich 
oder elektronisch erhoben werden:

-	 beim Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrens-
stelle Süd, Postfach 60 10 61 in 14410 Potsdam oder elek
tronisch an die E-Mail-Adresse: t12@lfu.brandenburg.de 
oder über das Einwendungsportal https://lfu.brandenburg.de/
einwendungen sowie 

-	 beim Amt Falkenberg-Höhe, Bauamt, Karl-Marx-Straße 2, 
16259 Falkenberg.

Mit Ablauf dieser Frist sind für das Genehmigungsverfahren 
alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen 
privatrechtlichen Titeln beruhen.

Erörterungstermin

Soweit gegenüber dem Vorhaben form- und fristgerecht Ein-
wendungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungs
behörde nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob ein 
Erörterungstermin durchgeführt wird. Findet aufgrund dieser 
Entscheidung kein Erörterungstermin statt, so wird dies noch-
mals gesondert öffentlich bekannt gemacht. Gehen keine form- 
und fristgerechten Einwendungen ein, entfällt der Erörterungs-
termin.

Ist nach Einschätzung der Behörde aufgrund der Pandemiesitua-
tion die Durchführung eines Erörterungstermins nicht sicher 
möglich, kann stattdessen ersatzweise eine Online-Konsultation 
gemäß § 5 Absatz 3 Satz 2 PlanSiG in Verbindung mit § 73 Ab-
satz 6 Satz 2 bis 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) 
durchgeführt werden. In diesem Fall wird die Durchführung der 
ersatzweisen Online-Konsultation rechtzeitig öffentlich bekannt 
gemacht.

Der Erörterungstermin ist für den 24. Mai 2022 um 10 Uhr im 
Kulturhaus Kruge, Apfelallee 20 in 16259 Falkenberg  
OT Kruge vorgesehen. Dieser Termin dient dazu, die rechtzei-
tig gegen das Vorhaben erhobenen Einwendungen zu erörtern, 
soweit dies für die Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen 
von Bedeutung sein kann. Dazu wird denjenigen, die Einwen-
dungen erhoben haben, Gelegenheit gegeben, ihre Einwendun-
gen gegenüber der Genehmigungsbehörde und dem Antragstel-

ler zu erläutern. Kann die Erörterung an diesem Tag nicht abge-
schlossen werden, wird der Erörterungstermin am folgenden 
Werktag fortgesetzt. Es wird darauf hingewiesen, dass die 
form- und fristgerecht erhobenen Einwendungen auch bei Aus-
bleiben des Antragstellers oder von Personen, die Einwendun-
gen erhoben haben, erörtert werden. 

Hinweise

Eine Eingangsbestätigung auf die schriftlichen oder per E-Mail 
erhobenen Einwendungen wird nicht vorgenommen. Bei Ver-
wendung des Einwendungsportals erfolgt eine automatische 
Eingangsbestätigung.

Eine gesonderte Einladung zum Erörterungstermin erfolgt nicht.

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fachbe-
hörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu geben. 
Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An-
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, 
wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Geneh
migungsverfahrens nicht erforderlich sind. 

Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen kann 
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.

Nach § 10 Absatz 2 UVPG war für das beantragte Vorhaben 
eine allgemeine Vorprüfung durchzuführen. Die Feststellung 
erfolgte nach Beginn des Genehmigungsverfahrens auf der 
Grundlage der vom Vorhabensträger vorgelegten Unterlagen 
sowie eigener Informationen. Im Ergebnis dieser Vorprüfung 
wurde festgestellt, dass für das oben genannte Vorhaben die 
UVP-Pflicht besteht. 

Diese Feststellung beruht im Wesentlichen auf folgenden Krite-
rien: In Kumulation mit dem bereits bestehenden Windpark und 
den andererseits beantragten Vorhaben in diesem Windeig-
nungsgebiet bestanden Anhaltspunkte für das Vorliegen erheb-
licher Nachteile durch die Inanspruchnahme von Boden (Boden
schutzwald) sowie dem Habitatverlust (für Vögel, Fledermäuse).

Rechtsgrundlagen

Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und  
Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20. Mai 2020 
(BGBl. I S. 1041), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 353)

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom  
24. September 2021 (BGBl. I S. 4458)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Artikel 1 
der Verordnung vom 12. Januar 2021 (BGBl. I S. 69)
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Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfah-
ren - 9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29. Mai 1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 2 
der Verordnung vom 11. November 2020 (BGBl. I S. 2428)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I  
S. 540), geändert durch Artikel 14 des Gesetzes vom 10. Sep-
tember 2021 (BGBl. I S. 4147)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Süd

Genehmigung für Errichtung und Betrieb 
von drei Windenergieanlagen

in 16945 Marienfließ

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 1. Februar 2022

Der Firma KWE New Energy GmbH, Am Waldrand 10 a in 
18209 Bad Doberan wurde die Genehmigung nach § 4 des  
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) erteilt, auf den 
Grundstücken in der Gemarkung Krempendorf, Flur 1, Flur
stücke 126/2 und 302 sowie in der Gemarkung Frehne, Flur 3, 
Flurstück 96/1 drei Windenergieanlagen zu errichten und zu 
betreiben. 

Die Genehmigungsentscheidung und die Rechtsbehelfsbeleh-
rung lauten:

„I. 	 Entscheidung

1.	 Der Firma KWE Energy GmbH (im Folgenden: Antragstel-
lerin/Vorhabenträgerin), Am Waldrand 10 a in 18209 Bad 
Doberan wird die

	 Genehmigung  

	 erteilt, drei Windenergieanlagen 

 	 auf den Grundstücken in 16945 Marienfließ,
	 Gemarkung: Krempendorf, Flur: 1, Flurstücke: 126/2 und 

302 sowie  
	 Gemarkung: Frehne, Flur: 3, Flurstück: 96/1

	 in dem unter Ziffer II. und III. dieser Entscheidung be-
schriebenen Umfang und unter Beachtung der unter Zif-
fer IV. genannten Inhalts- und Nebenbestimmungen zu 
errichten und zu betreiben. 

2.	 Die Genehmigung umfasst nach § 13 BImSchG 

-	 die Baugenehmigung nach § 72 BbgBO mit Zulas-
sung einer Abweichung von bauordnungsrechtlichen 

Vorschriften gemäß § 67 Abs. 1 BbgBO (Reduzie-
rung der Abstandsflächen),

-	 die wasserrechtliche Genehmigung nach § 87 BbgWG 
für die Kreuzungen verrohrter Gewässer II. Ordnung 
mit den geplanten Zuwegungen (Gewässerkreuzun-
gen).

3.	 Die Antragstellerin hat die Kosten des Verfahrens zu tra-
gen.

VIII.	 Rechtsbehelfsbelehrung

	 Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats 
nach Zustellung Widerspruch beim Landesamt für Um-
welt mit Sitz in Potsdam erhoben werden.“

Das Vorhaben unterlag einer Umweltverträglichkeitsprüfung.

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Genehmigungsbescheid aufgeführten Nebenbestimmungen 
erteilt.

In der Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz 
ist über alle rechtzeitig vorgetragenen Einwendungen ent-
schieden worden.

Auslegung

Die Auslegung der Entscheidung, deren Berichtigung sowie der 
dazugehörigen erforderlichen Unterlagen wird gemäß § 3 Ab-
satz 1 Satz 1 des Gesetzes zur Sicherstellung ordnungsgemäßer 
Planungs- und Genehmigungsverfahren während der COVID-19- 
Pandemie (Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) durch 
eine Veröffentlichung dieser Unterlagen im Internet ersetzt.

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz, deren 
Berichtigung und eine Ausfertigung der genehmigten Antrags-
unterlagen wird in der Zeit vom 3. Februar 2022 bis ein-
schließlich 16. Februar 2022 über das länderübergreifende 
zentrale UVP-Internetportal unter https://www.uvp-verbund.de/ 
veröffentlicht.

Als zusätzliches Informationsangebot im Sinne von § 3 Absatz 2 
Satz 1 PlanSiG wird die Genehmigung nach Bundes-Immis
sionsschutzgesetz und deren Berichtigung mit einer Ausfertigung 
der genehmigten Antragsunterlagen zeitgleich im Landesamt 
für Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle West, Seeburger 
Chaussee 2, Haus 3, Zimmer 014, 14476 Potsdam OT Groß 
Glienicke und im Amt Meyenburg, Freyensteiner Straße 42 in 
16945 Meyenburg ausgelegt und kann dort von jedermann ein-
gesehen werden.

Aufgrund der aktuellen COVID-19-Pandemie ist zur Einhal-
tung der gesetzlich geforderten Schutzmaßnahmen die Ein-
sichtnahme in die in Papierform ausgelegten Unterlagen wie 
folgt möglich: 

-	 Landesamt für Umwelt: während der Dienststunden und 
nach vorheriger Anmeldung unter der Telefonnummer 
033201 442-551 oder per E-Mail: T11@lfu.brandenburg.de,
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-	 Amt Meyenburg: während der unter https://www.amtmeyen-
burg.de angegebenen Sprechzeiten sowie montags, mitt-
wochs und freitags während der Dienststunden nach vorheri-
ger Anmeldung unter der Telefonnummer 033968 825-12 
oder per E-Mail: mail@amtmeyenburg.de.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid den 
Einwendern und auch gegenüber Dritten, die keine Ein-
wendung erhoben haben, als zugestellt.

Nach der öffentlichen Bekanntmachung können der Bescheid 
und seine Begründung bis zum Ablauf der Widerspruchsfrist 
von den Personen, die Einwendungen erhoben haben, beim 
Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle West, 
Postfach 60 10 61 in 14410 Potsdam schriftlich angefordert 
werden.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zu-
stellung Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit Sitz in 
Potsdam erhoben werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 24. September 2021 (BGBl. I S. 4458)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Artikel 1 
der Verordnung vom 12. Januar 2021 (BGBl. I S. 69)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfah-
ren - 9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29. Mai 1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 2 
der Verordnung vom 11. November 2020 (BGBl. I S. 2428)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I  
S. 540), zuletzt geändert durch Artikel 14 des Gesetzes vom  
10. September 2021 (BGBl. I S. 4147)

Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und  
Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20. Mai 2020 
(BGBl. I S. 1041), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 353)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle West

Genehmigung für Errichtung und Betrieb 
von sieben Windenergieanlagen

in 16845 Wusterhausen/Dosse OT Kantow

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 1. Februar 2022

Der Firma Windpark Kantow-Blankenberg GmbH & Co. KG, 
Stephanitorsbollwerk 3, 28217 Bremen wurde die Genehmigung 
nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG)  
erteilt, an Standorten in 16845 Wusterhausen/Dosse, Gemar-
kung Kantow, Flur 1, Flurstück 17/2 und Flur 3, Flurstücke 76, 
106, 102, 180, 50/1 und 171 sieben Windenergieanlagen (WEA) 
des Typs Nordex N149 4,5 MW zu errichten und zu betreiben.

Die Genehmigungsentscheidung und die Rechtsbehelfsbeleh-
rung lauten:

„I.	 Entscheidung

1.	 Der Firma Windpark Kantow-Blankenberg GmbH &  
Co. KG, Stephanitorsbollwerk 3, 28217 Bremen wird die 
Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutz
gesetzes (BImSchG) erteilt, sieben Windenergieanlagen 
(WEA) an den Standorten in 16845 Wusterhausen/Dosse, 
Gemarkung Kantow, Flur 1, Flurstück 17/2 und Flur 3, 
Flurstücke 76, 106, 102, 180, 50/1 und 171 in dem unter 
Ziffer II. und III. dieser Entscheidung beschriebenen 
Umfang und unter Beachtung der unter IV. genannten  
Inhalts- und Nebenbestimmungen zu errichten und zu be-
treiben (Bst.-Nr.: 106876400000 - 4001-4007).

2.	 Die Genehmigung umfasst nach § 13 BImSchG folgende 
Entscheidungen:

-	 die Baugenehmigung nach § 72 Brandenburgische 
Bauordnung (BbgBO)

-	 die Befreiung aus den Festsetzungen des Bebauungs-
planes WEG 26 „Windpark Kantow für die dauerhaf-
te Beanspruchung von mit Geh- und Fahrrechten be-
lasteten Flächen gemäß § 31 Baugesetzbuch (BauGB)

-	 die Waldumwandlungsgenehmigung nach § 8 Absatz 1 
Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) für 
die unter II. näher aufgeführten und beschriebenen 
Grundstücke

-	 die wasserrechtliche Entscheidung gemäß § 40 Ab-
satz 3 Ziffer 2 der Verordnung über Anlagen zum 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV).

3.	 Die Antragstellerin hat die Kosten des Verfahrens zu tra-
gen.

4. 	 Die Festsetzung der Gebührenhöhe ergeht mit gesonder-
tem Gebührenbescheid.

VIII.	 Rechtsbehelfsbelehrung

	 Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats 
nach Zustellung Widerspruch beim Landesamt für Um-
welt mit Sitz in Potsdam erhoben werden.“
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Das Vorhaben unterlag einer Umweltverträglichkeitsprüfung.

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Genehmigungsbescheid aufgeführten Nebenbestimmungen 
erteilt.

In der Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz 
ist über alle rechtzeitig vorgetragenen Einwendungen ent-
schieden worden.

Auslegung

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz,  
deren Berichtigung sowie die Antragsunterlagen werden vom 
3. Februar 2022 bis einschließlich 16. Februar 2022 ge-
mäß § 3 Absatz 1 Satz 1 des Planungssicherstellungsgesetzes  
(PlanSiG) im Internet im UVP-Portal unter https://www.uvp-
verbund.de/portal veröffentlicht.

Als zusätzliches Informationsangebot gemäß § 3 Absatz 2 Satz 1 
PlanSiG liegen die Genehmigung, deren Berichtigung sowie 
die genehmigten Antragsunterlagen vom 3. Februar bis ein-
schließlich 16. Februar 2022 im Landesamt für Umwelt, Geneh-
migungsverfahrensstelle West, Seeburger Chaussee 2, Haus 3, 
Zimmer 014, 14476 Potsdam OT Groß Glienicke sowie in der 
Gemeinde Wusterhausen/Dosse, Am Markt 1, 16868 Wuster-
hausen/Dosse aus und können dort während der Dienststunden 
von jedermann eingesehen werden.

Aufgrund der aktuellen COVID-19-Pandemie ist zur Einhal-
tung der gesetzlich geforderten Schutzmaßnahmen für die 
Einsichtnahme in die ausgelegten Unterlagen eine vorherige 
Anmeldung im Landesamt für Umwelt unter der Telefonnum-
mer 033201 442-551 oder per E-Mail an t11@lfu.branden-
burg.de sowie für die Einsichtnahme in der Gemeinde Wuster-
hausen/Dosse unter den Telefonnummern 033979 87728 oder 
-87730 erforderlich.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch 
gegenüber Dritten, die keine Einwendung erhoben haben, 
als zugestellt.

Nach der öffentlichen Bekanntmachung können der Bescheid 
und seine Begründung bis zum Ablauf der Widerspruchsfrist 
von den Personen, die Einwendungen erhoben haben, beim 
Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle West, 

Postfach 60 10 61 in 14410 Potsdam schriftlich oder elektro-
nisch unter der E-Mail-Adresse t11@lfu.brandenburg.de ange-
fordert werden.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen den Genehmigungsbescheid kann innerhalb eines Mo-
nats nach Zustellung Widerspruch beim Landesamt für Umwelt 
mit Sitz in Potsdam erhoben werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 24. September 2021 (BGBl. I S. 4458)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Artikel 1 
der Verordnung vom 12. Januar 2021 (BGBl. I S. 69)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfah-
ren - 9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29. Mai 1992 (BGBl.  I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 2 
der Verordnung vom 11. November 2020 (BGBl. I S. 2428)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I  
S. 540), zuletzt geändert durch Artikel 14 des Gesetzes vom  
10. September 2021 (BGBl. I S. 4147)

Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und  
Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20. Mai 2020 
(BGBl. I S. 1041), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 353)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle West
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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBETRIEBE

Verfügung zur Widmung eines Kreisverkehrs 

Bekanntmachung
des Landesbetriebes Straßenwesen Brandenburg,

Betriebssitz Hoppegarten
Vom 5. Januar 2022

Auf der Grundlage des § 6 des Brandenburgischen Straßen
gesetzes (BbgStrG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
28. Juli 2009 (GVBl. I S. 358), das zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 18. Dezember 2018 (GVBl. I Nr. 37 S. 3) geän-
dert worden ist, wird folgende Widmung vorgenommen:

Der Kreisverkehr an der AS Freienbrink Nord, temporäre An-
schlussstelle an der A 10, BAB 10, km 30+414 bis 31+086, 
ETRS-Koordinaten X=33417546,0798 Y=5806921,9403, erhält 
die Eigenschaft einer sonstigen öffentlichen Straße und wird der 
Allgemeinheit für den öffentlichen Verkehr zur Verfügung ge-
stellt.

Künftiger Träger der Straßenbaulast wird das Land Branden-
burg.

Der Verwaltungsakt und seine Begründung können im Landes-
betrieb Straßenwesen Brandenburg, Betriebssitz Hoppegarten, 
Lindenallee 51, 15366 Hoppegarten zu den üblichen Dienstzei-
ten eingesehen werden.

Die Verfügung gilt einen Tag nach der Veröffentlichung als be-
kannt gegeben.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Verfügung ist der Widerspruch zulässig. Er ist in-
nerhalb eines Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur 
Niederschrift beim Landesbetrieb Straßenwesen Brandenburg, 
Betriebssitz Hoppegarten, Lindenallee 51 in 15366 Hoppegar-
ten einzulegen.

Im Auftrag

Mike Koehler
Abteilungsleiter Fachdienste

BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE

Zwangsversteigerungssachen

Für alle nachstehend veröffentlichten Zwangsversteigerungs-
sachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder 
wird ein Recht später als der Versteigerungsvermerk eingetra-
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spätestens im Termin 
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er 
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw. 
Gläubiger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der Feststel-
lung des geringsten Gebots nicht berücksichtigt und bei der 
Verteilung des Versteigerungserlöses dem Anspruch des Gläu-
bigers und den übrigen Rechten nachgesetzt. Soweit die An-
meldung oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines 
Rechts unterbleibt oder erst nach dem Verteilungstermin 
erfolgt, bleibt der Anspruch aus diesem Recht gänzlich unbe-
rücksichtigt.

Es ist zweckmäßig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine 
genaue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag, 
Zinsen und Kosten der Kündigung und der die Befriedigung 
aus dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsver-
folgung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzutei-
len. Der Berechtigte kann die Erklärung auch zur Niederschrift 
der Geschäftsstelle abgeben.

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungs- 
gegenstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehörs 
entgegensteht, wird aufgefordert, die Aufhebung oder einstwei-
lige Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht 
den Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt für das Recht der 
Versteigerungserlös an die Stelle des versteigerten Gegenstan-
des.

Amtsgericht Frankfurt (Oder)

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Donnerstag, 24. März 2022, 11:00 Uhr
im Sitzungssaal 006 des Amtsgerichts Eisenhüttenstadt, Diehloer 
Straße 62, 15890 Eisenhüttenstadt öffentlich versteigert werden: 
das im Grundbuch von Buchholz Blatt 226 eingetragene Grund-
stück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis:
lfd. Nr. 3, �Gemarkung Buchholz, Flur 1, Flurstück 190, Gebäu-

de- und Freifläche, Steinhöfeler Straße 13, Größe: 
1.089 m²

Lage laut Gutachten: Steinhöfeler Straße 13, 15518 Steinhöfel 
OT Buchholz
Nutzung: Wohngrundstück

Verkehrswert: 157.000,00 EUR



121Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 4 vom 2. Februar 2022

Der Versteigerungsvermerk ist am 18.01.2021 in das Grund-
buch eingetragen worden.
Geschäfts-Nr.: 3 K 73/20

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Dienstag, 19. April 2022, 10:00 Uhr
im Sitzungssaal 006 des Amtsgerichts Eisenhüttenstadt, Diehloer 
Straße 62, 15890 Eisenhüttenstadt öffentlich versteigert werden: 
die im Grundbuch von Frankfurt (Oder) Blatt 7877 eingetra-
genen Grundstücke, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis:
lfd. Nr. 3,  �Gemarkung Frankfurt (Oder), Flur 133, Flur- 

stück 230/15, Erholungsfläche, Gebäude- und Frei-
fläche, Fuchsweg 10, Größe: 3.092 m²

lfd. Nr. 4,  �Gemarkung Frankfurt (Oder), Flur 133, Flur- 
stück 230/26, Gebäude- und Freifläche, Fuchsweg 10, 
Größe: 1.326 m²

lfd. Nr. 5,  �Gemarkung Frankfurt (Oder), Flur 133, Flur- 
stück 1751, Gebäude- und Freifläche, Fuchsweg 10, 
Größe: 250 m²

lfd. Nr. 3
Bebauung:	 Lagergebäude und Überdachung
Postanschrift: 	� Fuchsweg 10, 15236 Frankfurt (Oder) OT Mar-

kendorf

Verkehrswert:	 87.300,00 EUR	

lfd. Nr. 4
Bebauung:	 Leichtbauhalle
Postanschrift:	� Fuchsweg 10, 15236 Frankfurt (Oder) OT Mar-

kendorf

Verkehrswert:	 122.000,00 EUR	

lfd. Nr. 5
Bebauung:	 ohne (Arrondierungsfläche) 
Postanschrift:	� Fuchsweg 10, 15236 Frankfurt (Oder) OT Mar-

kendorf

Verkehrswert:	 750,00 EUR

Der Verkehrswert für das Gesamtausgebot wurde festgesetzt 
auf: 242.000,00 EUR.

Der Versteigerungsvermerk ist am 17.02.2021 in das Grund-
buch eingetragen worden.
Az.: 3 K 6/21

Sonstige Sachen

Amtsgericht Fürstenwalde/Spree

Ausschließungsbeschluss

Der Grundschuldbrief, Gruppe 02, Briefnummer 13728542, 
über die im Grundbuch des Amtsgerichts Fürstenwalde/Spree, 
Gemarkung Erkner, Blatt 2186, in Abteilung III Nr. 1 eingetra-
genen Grundschuld zu 2.000.000,00 DM mit 15 % Zinsen jähr-
lich wird für kraftlos erklärt.

Fürstenwalde/Spree, 12.01.2022
Az.: 12 UR II 1/21

Ausschließungsbeschluss

Der Grundschuldbrief, Gruppe 02, Briefnummer 16389200, 
über die im Grundbuch des Amtsgerichts Fürstenwalde/Spree, 
Gemarkung Schöneiche bei Berlin, Blatt 2862, in Abteilung III 
Nr. 4 eingetragenen Grundschuld zu 47.038,85 EUR mit 15 % 
Zinsen wird für kraftlos erklärt.

Fürstenwalde/Spree, 11.01.2022
Az.: 12 UR II 4/21
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